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diese Gestaltungsrechte an unüberwindbare Voraussetzungen gebunden sind und sich in Summe 

die Rechtsposition der Kommunen durch das Verpackungsgesetz deutlich verschlechtert. 

1. Die Systeme sollen künftig auch für die lokale Öffentlichkeitsarbeit zuständig sein. Damit 

würden die Systeme ein eingeübtes Tätigkeitsfeld der Kommunen usurpieren und in der 

Folge die finanziellen Zuwendungen für die kommunale Abfallberatung kürzen. Lokale Infor­

mationsmaßnahmen müssen jedoch eine Aufgabe der kommunalen Abfallberatung bleiben, 

denn die Kommune kennt die Situation vor Ort am besten und hat den unmittelbaren Kontakt 

zum Bürger. 

2. Die Kommunen sollen mit dem Verpackungsgesetz die Möglichkeit erhalten, Rahmenvorga­

ben für die Verpackungssammlung zu machen. Dieses Instrument ist aber sowohl in seinem 

Anwendungsbereich als auch bzgl. seiner Voraussetzungen viel zu restriktiv ausgestaltet, 

um tatsächliche Verbesserungen für die Entsorgungssituation vor Ort bewirken zu können. 

So sind z.B. die kommunalen Rahmenvorgaben auf die Leichtverpackungen beschränkt und 

umfassen nicht die Glassammlung. 

3. Die Rahmenvorgaben werden im jetzigen Entwurf an einen Erforderlichkeitsvorbehalt gebun­

den und damit für die Praxis nutzlos. Der Nachweis einer Notwendigkeit der Vorgaben im 

Sinne von „Erforderlichkeit" wäre von der Kommune nicht zu führen, da bei der Ausgestal­

tung eines Sammelsystems stets verschiedene Belange abgewogen werden müssen. 

4. Nach der Gesetzesfassung kann der von der Kommune praktizierte Entsorgungsstandard 

von den Systemen als wirtschaftlich nicht zumutbar oder technisch nicht umsetzbar zurück­

gewiesen werden. Es ist jedoch nicht nachvollziehbar, warum der kommunale Entsorgungs­

standard von den Systemen nicht erfüllt werden können sollte. 

5. Die kommunalen Entgeltansprüche gegenüber den Systemen sind zwar nach Gebühren­

recht zu kalkulieren, müssen aber trotzdem noch mit den Systemen verhandelt werden. Wird 

dabei das von der Kommune kalkulierte Entgelt von den Systemen nicht akzeptiert, muss die 

Differenz von den Gebührenzahlern aufgebracht werden. 

6. Den Systemen wird ein körperlicher Herausgabeanspruch auf „ihren" Anteil des von der 

Kommune gesammelten Altpapiers eingeräumt. Durch einen solchen Anspruch wird die 
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höchstrichterliche Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs auf den Kopf gestellt, da danach 

die Systeme gerade kein Eigentum an den Papierverpackungsabfällen erwerben. 

Im Ergebnis ist aus meiner Sicht das Verpackungsgesetz abzulehnen, da 

- hiermit ein intransparentes und ökologisch ineffizientes Entsorgungsregime zementiert 

würde, das der gebotenen materialspezifischen Abfalltrennung im Wege steht, 

- mit diesem Gesetz keine wirklichen Anreize für ein hochwertiges Recycling und den Schutz 

von Mehrwegsystemen geschaffen würden und 

- die kommunale Entsorgungswirtschaft durch den Entzug von Aufgaben (lokale Öffentlich­

keitsarbeit) und Stoffströmen (Papierverpackungen in der blauen Tonne), vollzugsuntaugli­

che Regelungen (Rahmenvorgaben) und unzureichende Kostenerstattungsansprüche ge­

schwächt würde. Dies hätte unvermeidbar auch Auswirkungen auf die Höhe der Abfallge­

bühren. 

Ich plädiere stattdessen für eine bürgerfreundliche Wertstofferfassung aus einer Hand, vollzugstaug­

liche Regelungen, eine Stärkung des Ökodesigns von Verpackungen und wirksame Abfallvermei­

dungsmaßnahmen - all das ist mit dem vorgelegten Verpackungsgesetz nicht zu erreichen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Roland Bernhard ~ 


